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Allgemeine Verfügungen und Rundverfügungen 

Brandenburgische Aktenordnung 
(AktOBbg) 

Allgemeine Verfügung der Ministerin der Justiz 

Vom 22. Oktober 2007


(1454-I.1)


I. 

Die Anweisungen für die Verwaltung des Schriftguts bei den 
Geschäftsstellen der Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
und der Staatsanwaltschaften des Landes Brandenburg – Bran­
denburgische Aktenordnung – werden nach Abstimmung zwi­
schen den Landesjustizverwaltungen geändert und mit Stand 
vom 1. November 2007 neu herausgegeben. 

Die Brandenburgische Aktenordnung wird den Gerichten der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit und den Staatsanwaltschaften als 
PDF-Datei zur Verfügung gestellt, die in die DV-Systeme der Ge­
schäftsstellen und Serviceeinheiten aufzunehmen ist. 

II. 

Die Brandenburgische Aktenordnung mit Stand 1. November 
2007 tritt am 1. November 2007 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
mit Allgemeiner Verfügung vom 22. März 2007 (JMBl. S. 62) 
in Kraft gesetzte Brandenburgische Aktenordnung (Stand 
1. April 2007) außer Kraft. 

Potsdam, den 22. Oktober 2007 

Die Ministerin der Justiz 

Beate Blechinger 

Strafverfolgungsstatistik 

Allgemeine Verfügung der Ministerin der Justiz 

Vom 3. November 2007


(4206-I.2)


I. 

1.	 Die Strafverfolgungsstatistik zählt Abgeurteilte, bei denen 
ein Strafverfahren aufgrund gerichtlicher Entscheidung 
rechtskräftig oder sonst endgültig abgeschlossen ist. Sie 
dient als bewährte, für den Gesetzgeber, die Strafrechtspo­
litik und die Strafrechtspflege unverzichtbare Erkenntnis­
quelle für Ursachen, Erscheinungsformen und Entwicklung 
der Straffälligkeit. 

2.	 Die Daten der Strafverfolgungsstatistik werden mittels vom 
Amt für Statistik Berlin-Brandenburg (AfS) kostenlos zur 
Verfügung gestellter Zählkarten beziehungsweise – bei Vor­
liegen der technischen Voraussetzungen – elektronisch ge­
stützt erhoben. Die Daten werden dem AfS in nichtperso­
nenbezogener Form – ohne Mitteilung des Namens des Be­
troffenen – übermittelt. 

Für die papiergestützte Erhebung werden zweierlei Zähl­
karten verwendet: 

a)	 weiße Zählkarten für nach allgemeinem Strafrecht Ab­
geurteilte 
–	 Kennzeichnung: E/H (Erwachsene/Heranwachsende) 

und 

b)	 blaue Zählkarten für nach Jugendstrafrecht Abgeurteilte 
–	 Kennzeichnung: J/H (Jugendliche/Heranwachsende). 

3.	 Das Ausfüllen der Zählkarten oder die elektronisch gestützte 
Erfassung obliegt den Strafvollstreckungsbehörden. 

4.	 Der voraussichtliche Jahresbedarf an Zählkartenvordrucken 
wird von der für das Ausfüllen der Zählkarten jeweils zu­
ständigen Strafvollstreckungsbehörde bis zum 31. Oktober 
für das folgende Jahr bei dem Amt für Statistik Berlin-Bran­
denburg angefordert. Die Zählkartenvordrucke werden von 
dem AfS direkt an die jeweils anfordernde Strafvollstre­
ckungsbehörde geliefert. Nachforderungen sind rechtzeitig 
an das AfS zu richten. 

5.	 Die Zählkarten werden nach Maßgabe der „Anleitung zum 
Ausfüllen der Zählkarten für die Strafverfolgungsstatistik“ 
(Anlage 1) sorgfältig und genau gut lesbar ausgefüllt. Für 
die elektronisch gestützte Erfassung gilt die Anleitung ent­
sprechend. Rückfragen des AfS zu den Zählkarten oder den 
elektronisch übermittelten Daten sind von den Strafvoll­
streckungsbehörden umgehend zu beantworten. 

6.	 Die für die Erhebung der Daten zuständigen Strafvollstre­
ckungsbehörden übersenden die im Kalendermonat ausge­
füllten Zählkarten bis zum 15. des nachfolgenden Monats 
unmittelbar dem Amt für Statistik Berlin-Brandenburg mit 
dem in der Anlage 2 enthaltenen Übersendungsschreiben. Der 
Termin gilt für die Übermittlung der elektronisch aufberei­
teten Daten entsprechend. Fehlanzeigen sind erforderlich. 

II. 

1.	 Diese Allgemeine Verfügung tritt am Tag nach der Veröf­
fentlichung im Justizministerialblatt für das Land Branden­
burg in Kraft. Die Anlagen 1 und 2 werden den Gerichten 
und Staatsanwaltschaften gesondert in Dateiform zur Ver­
fügung gestellt. 

2.	 Mit dem Inkrafttreten dieser Allgemeinen Verfügung tritt 
die Allgemeine Verfügung der Ministerin der Justiz und für 
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Europaangelegenheiten vom 7. November 2002 (JMBl. S. 151) 
außer Kraft. 

Potsdam, den 3. November 2007 

Die Ministerin der Justiz


Beate Blechinger


Bekanntmachungen 

Satzung der Notarkammer Brandenburg 

I. Grundlagen und Aufgaben 

§ 1 Mitglieder, Rechtsform, Sitz 

(1) Die im Oberlandesgerichtsbezirk Brandenburg bestellten 
Notare bilden eine Notarkammer unter dem Namen Notarkam­
mer Brandenburg. 

(2) Die Notarkammer Brandenburg ist eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts. Sie hat ihren Sitz in Potsdam. 

§ 2 Aufgaben 

(1) Die Notarkammer Brandenburg erfüllt die ihr durch Gesetz 
und Satzung übertragenen Aufgaben. 
Sie vertritt die Gesamtheit der in ihr zusammengeschlossenen 
Notare, wacht über Ehre und Ansehen ihrer Mitglieder, unter­
stützt die Aufsichtsbehörden bei ihrer Tätigkeit, fördert die Pfle­
ge des Notariatsrechts und sorgt für eine gewissenhafte und lau­
tere Berufsausübung. 

(2) Die Notarkammer Brandenburg kann Fürsorge – und nach 
näherer gesetzlicher Regelung – Versorgungseinrichtungen 
unterhalten und sich an einem Vertrauensschadenfonds beteili­
gen. 

§ 3 Organe 

Die Organe der Notarkammer Brandenburg sind der Vorstand und 
die Versammlung der Kammer. 

§ 4 Rechte und Pflichten der Kammermitglieder 

(1) Die Mitglieder der Kammer haben die gleichen Rechte und 
Pflichten. Sie können ihre Rechte nur persönlich ausüben. 

(2) Notare sind zur Mitarbeit an den Aufgaben der Kammer be­
rechtigt und verpflichtet, insbesondere zur Ausbildung und Fort­
bildung der Notarassessoren. 

(3) Notare haben ein Recht auf Vortrag in eigener Sache, auf Ein­
sicht in ihre bei der Kammer geführten Personalakten und, so­
weit nicht berechtigte Interessen entgegenstehen, auf Unter­
richtung und Auskunft über alle sie betreffenden Angelegenhei­
ten; auch insoweit besteht ein Recht auf Akteneinsicht. Vor Ent­
scheidungen, die für sie ungünstig sein oder ihnen nachteilig wer­
den können, sind sie zu hören. Ihre Äußerung ist zu den Vor­
gängen zu nehmen. Entsprechendes gilt auch für Notarassesso­
ren. 

II. Der Vorstand 

§ 5 Zusammensetzung 

Der Vorstand besteht aus dem Präsidenten, dem Vizepräsiden­
ten und drei weiteren Mitgliedern. 

§ 6 Wahlen 

(1) Die Kammerversammlung wählt für die Dauer von vier Jah­
ren die Mitglieder des Vorstandes ohne Aussprache und in ge­
heimer Wahl. Der Präsident, der Vizepräsident und die weiteren 
Mitglieder werden in dieser Reihenfolge gewählt. Die weiteren 
Mitglieder können gemeinsam gewählt werden. 

(2) Scheidet ein Mitglied des Vorstandes im Sinne von § 5 Satz 1 
der Satzung vor Ablauf der Wahlzeit aus, so wählt die auf das 
Ausscheiden folgende Kammerversammlung ein neues Mitglied 
für die restliche Dauer der Amtszeit. 
Sind sämtliche Mitglieder des Vorstandes gleichzeitig ausge­
schieden, so hat unverzüglich eine Neuwahl auf die Dauer von 
vier Jahren zu erfolgen. 

(3) Der Präsident der Kammer zeigt das Ergebnis der Wahl der 
Aufsichtsbehörde an. 
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§ 7 Wahlordnung 

(1) Die Kammerversammlung wählt einen Wahlleiter und zwei 
Wahlhelfer. 

(2) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gül­
tigen Stimmen erhält. Wird diese Mehrheit im ersten Wahl­
gang nicht erreicht, so ist erneut zu wählen. Im zweiten Wahl­
gang ist gewählt, wer die meisten Stimmen erhalten hat. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das vom Wahlleiter gezogene 
Los. Über die Gültigkeit einer Stimmabgabe entscheiden der 
Wahlleiter und die beiden Wahlhelfer mit Stimmenmehrheit. 

(3) Das Wahlergebnis wird vom Wahlleiter festgestellt und ver­
kündet. Beanstandungen und die dadurch veranlasste Nachprü­
fung des Wahlergebnisses müssen vor dem Abschluss der Sit­
zung geschehen, in der die Abstimmung stattfindet. Über die Be­
anstandungen entscheidet die Kammerversammlung durch ein­
fache Mehrheit. 

(4) Die Kammerversammlung kann vor jeder Wahl mit einfa­
cher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder die Wahl­
ordnung ergänzen oder abändern. 

§ 8 Wahlberechtigung und Wählbarkeit 

(1) Wahlberechtigt ist jedes anwesende Mitglied der Kammer. 
Die Wahlberechtigung ruht während der Dauer der vorläufigen 
Amtsenthebung. 

(2) Zum Mitglied des Vorstandes kann jeder wahlberechtigte

Notar gewählt werden.

Nicht wählbar ist:


1.	 wer infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über 
sein Vermögen beschränkt ist; 

2.	 wer vorläufig seines Amtes enthoben ist; 
3.	 wer in den letzten fünf Jahren mit einer Disziplinarmaß­

nahme belangt worden ist. 

§ 9 Ablehnungsrecht 

Die Wahl zum Mitglied des Vorstandes kann ablehnen: 

1.	 wer das sechzigste Lebensjahr vollendet hat; 
2.	 wer in den letzten vier Jahren Mitglied des Vorstandes ge­

wesen ist; 
3.	 wer aus gesundheitlichen Gründen oder aus einem sonsti­

gen wichtigen Grunde nicht in der Lage ist, die mit dem Amt 
verbundenen Aufgaben zu erfüllen. 

§ 10 Vorzeitiges Ausscheiden und Ruhen des Amtes 

(1) Aus dem Vorstand scheidet vor Ablauf der Wahlzeit aus: 

1.	 wer sein Amt als Mitglied des Vorstandes niederlegt; die 
Niederlegung darf nur erfolgen, wenn seit der Wahl einer der 
in § 9 Ziff. 1 und 3 genannten Gründe eingetreten ist; 

2.	 wer von der Kammerversammlung aus dem Vorstand abbe­
rufen wird; 

3.	 wer nicht mehr Mitglied der Kammer ist oder die Wählbar­
keit als Vorstandsmitglied aus den in § 8 Abs. 2 Ziff. 1 und 3 
angegebenen Gründen verliert. 

(2) Ist gegen ein Mitglied des Vorstandes ein Disziplinarver­
fahren eingeleitet oder wegen einer strafbaren Handlung, die 
die Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter zur Folge 
haben kann, die öffentliche Klage erhoben, so ruht bis zum Ab­
schluss des Verfahrens das Amt als Vorstandsmitglied. Das Glei­
che gilt im Falle der vorläufigen Amtsenthebung als Notar. 

§ 11 Aufgaben 

(1) Der Vorstand erfüllt die ihm durch Gesetz und Satzung über­
tragenen Aufgaben. Er vollzieht die Beschlüsse der Kammer­
versammlung und führt die laufenden Geschäfte der Kammer. 

(2) Dem Vorstand obliegt insbesondere: 

1.	 die Interessen der Kammermitglieder und der Notarasses­
soren wahrzunehmen und zu fördern sowie die Mitglieder 
der Kammer in Angelegenheiten der Amtsführung zu bera­
ten und zu unterstützen; 

2.	 die Notare und Notarassessoren zur Erfüllung der ihnen ob-
liegenden Pflichten anzuhalten sowie bei den ein Mitglied 
der Kammer betreffenden Streitigkeiten zu vermitteln; 

3.	 bei der Übernahme von Notarassessoren, bei der Einrichtung, 
Ausschreibung und Besetzung von Notarstellen sowie bei 
Amtssitzverlegungen der Justizverwaltung Vorschläge zu 
unterbreiten und vor einer abweichenden Entscheidung Stel­
lung zu nehmen; 

4.	 zu Fragen des Rechts und der Gesetzgebung Stellung zu 
nehmen und Gutachten zu erstatten, die die Justizverwaltung, 
ein Gericht oder eine Verwaltungsbehörde anfordern; 

5.	 Richtlinien für die Ausübung des Verwalteramtes aufzu­
stellen; 

6.	 die Ausbildung und Prüfung der Hilfskräfte der Notare zu 
regeln; 

7.	 den Bericht über die Tätigkeit der Kammer im abgelaufe­
nen Jahr und über die Lage der im Bereich der Kammer tä­
tigen Notare und Notarassessoren zu erstatten. 

8.	 die Entsendung eines Mitglieds der Kammer in den 
Beirat der Ländernotarkasse gemäß § 113 Abs. 16 Satz 2 
BNotO. 

(3) Der Vorstand kann einzelne seiner Mitglieder mit der Vor­
nahme bestimmter Geschäfte beauftragen. 

§ 12 Vertretung 

(1) Der Präsident vertritt die Kammer gerichtlich und außerge­
richtlich. 

(2) Der Präsident wird bei seiner Verhinderung durch den Vi­
zepräsidenten vertreten. 
Ist dieser verhindert, so steht die Vertretung den übrigen Vor­
standsmitgliedern in der Reihenfolge ihres Lebensalters zu. Die 
Verhinderung braucht nicht nachgewiesen zu werden. 

(3) Der Ehrenpräsident ist nicht zur Vertretung beziehungsweise 
Stellvertretung berufen. 
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§ 13 Sitzung und Beschlüsse 

(1) Der Vorstand wird vom Präsidenten nach Bedarf einberufen. 
Der Vorstand ist einzuberufen, wenn zwei Mitglieder es schrift­
lich beantragen und hierbei den Gegenstand angeben, der be­
handelt werden soll. 

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte 
seiner Mitglieder anwesend sind. Beschlüsse des Vorstandes 
können auch schriftlich, fernmündlich oder telegrafisch gefasst 
werden, wenn kein Mitglied des Vorstandes widerspricht. Eili­
ge, unaufschiebbare Angelegenheiten kann der Präsident mit ei­
nem weiteren Vorstandsmitglied regeln. Die übrigen Vorstands­
mitglieder sind unverzüglich zu unterrichten. 

(3) Beschlüsse des Vorstandes werden mit einfacher Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen gefasst. Vertretung bei der Abstim­
mung ist nicht zulässig. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden, bei Wahlen das Los. 

(4) Ein Mitglied darf in eigener Angelegenheit nicht mitstimmen. 
Das gilt nicht für Wahlen. 

(5) Der Präsident soll Mitglieder des Vorstandes unter Angabe 
der Tagesordnung mindestens eine Woche vor dem Tag der Sit­
zung einberufen. In dringenden Fällen kann der Präsident den 
Vorstand mit kürzerer Frist einberufen. Beschlüsse, deren Gegen­
stand in der Tagesordnung nicht angekündigt ist, können nur 
mit Einstimmigkeit aller anwesenden Mitglieder des Vorstandes 
gefasst werden. 

§ 14 Ehrenamtliche Tätigkeit 

(1) Die Mitglieder des Vorstandes sind ehrenamtlich tätig. 

(2) Auslagen können erstattet werden. 

§ 15 Geschäftsführer 

(1) Der Vorstand kann einen oder mehrere Geschäftsführer be­
stellen. Dieser führt die laufenden Geschäfte der Notarkammer 
nach den Weisungen des Vorstandes. 

(2) Die Kammerversammlung kann die Abberufung eines oder 
mehrerer Geschäftsführer verlangen. 

III. Die Kammerversammlung 

§ 16 Aufgaben 

(1) Die Kammerversammlung erfüllt die ihr durch Gesetz und Sat­
zung übertragenen Aufgaben. Sie beschließt insbesondere über: 

1.	 die Satzung und ihre Änderung; 
2.	 Grundsätze für die Amtsführung der Notare nach näherer ge­

setzlicher Bestimmung; 
3.	 Fürsorgeeinrichtungen und – nach näherer gesetzlicher Re­

gelung – über Versorgungseinrichtungen; 
4.	 die Festsetzung, Staffelung und Fälligkeit der von den Mit­

gliedern der Kammer zu leistenden Beiträge; 

5.	 Richtlinien über die Besoldung der Notarassessoren und die 
Erstattung der ihnen von der Kammer gewährten Bezüge; 

6.	 die Ernennung von Ehrenpräsidenten und Ehrenmitgliedern, 
auch wenn diese nicht oder nicht mehr Mitglieder der Kam­
mer sind. 

(2) Ziffern 3 bis 5 finden keine Anwendung, soweit die dort ge­
nannten Aufgaben von der Notarkasse wahrgenommen werden. 

(3) Die Kammerversammlung wählt die auf den OLG-Bezirk 
Brandenburg entfallenden Mitglieder des Verwaltungsrates der 
Ländernotarkasse nebst einem ersten und zweiten Ersatzmit­
glied. Die §§ 6, 7 und 8 der Satzung gelten entsprechend. 

§ 17 Einberufung 

(1) Die Kammerversammlung wird vom Präsidenten unter An­
gabe der Tagesordnung einberufen. Ort und Zeit bestimmt der 
Vorstand. Die ordentliche Kammerversammlung findet in den 
ersten sechs Monaten eines Kalenderjahres statt. Der Präsident 
kann jederzeit außerordentliche Versammlungen der Kammer ein­
berufen. Er muss die Versammlung der Kammer einberufen, 
wenn ein Zehntel der Mitglieder es schriftlich beantragt und 
hierbei den Gegenstand angibt, der in der Versammlung behan­
delt werden soll. 

(2) Die Notarassessoren können an der Versammlung teilnehmen; 
sie haben kein Stimmrecht. 

(3) Der Vorstand kann Gäste zur Versammlung zulassen. 

(4) Die Versammlung ist mindestens zwei Wochen vor dem Ta­
ge, an dem sie stattfinden soll, schriftlich oder durch öffentli­
che Einladung in den Blättern, die durch Satzung bestimmt sind, 
unter Angabe der Tagesordnung einzuberufen. Der Tag, an dem 
die Einberufung abgesandt ist, und der Tag der Versammlung sind 
hierbei nicht mitzurechnen. In dringenden Fällen kann der Prä­
sident die Versammlung mit kürzerer Frist einberufen. 

§ 18 Beschlussfassung 

(1) Die Kammerversammlung ist unabhängig von der Anzahl der 
erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Stimmberechtigt ist je­
des anwesende Mitglied der Kammer. Die Stimmberechtigung 
ruht während der Dauer der vorläufigen Amtsenthebung. Be­
schlüsse der Kammerversammlung werden mit einfacher Mehr­
heit der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst, soweit nicht 
die Satzung eine andere Mehrheit vorschreibt. Bei Wahlen ent­
scheidet im Falle der Stimmengleichheit das Los. Neben den un­
gültigen Stimmen zählen auch Stimmenthaltungen als nicht ab­
gegebene Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als 
abgelehnt. Ein Mitglied hat bei der Beschlussfassung über eine 
Angelegenheit, an der er selbst oder ein Angehöriger beteiligt 
ist, kein Stimmrecht. Das gilt nicht für Wahlen. 

(2) Beschlüsse, durch die die Satzung geändert wird, bedür­
fen einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stim­
men. 

(3) Beschlüsse werden durch Handaufheben oder Zurufe ge­
fasst, wenn kein Mitglied diesem Verfahren widerspricht. Ge­
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heime Abstimmung hat stattzufinden, wenn mindestens 15 Mit­
glieder es beantragen. 

IV. Ausschüsse 

§ 19 Ausschüsse 

(1) Vorstand und Kammerversammlung können beratende und 
beschließende Ausschüsse bilden. Jeder Ausschuss wählt aus 
der Mitte seiner Mitglieder den Vorsitzenden. Die Mitglieder 
des Vorstandes können an den Verhandlungen der Ausschüsse 
teilnehmen. Die Mitglieder der Ausschüsse sind wie der Vorstand 
zur Verschwiegenheit verpflichtet. 

(2) § 14 gilt entsprechend. 

(3) Die Ausschussmitglieder werden von der Kammerver­
sammlung in geheimer Wahl gewählt. Die §§ 6, 7 und 8 der Sat­
zung gelten entsprechend. 

V. Niederschriften und Verkündungsblatt 

§ 20 Niederschriften 

Über die Verhandlungen und Beschlüsse der Kammerversamm­
lung, des Vorstandes und der Ausschüsse werden Niederschrif­
ten aufgenommen, die vom Vorsitzenden zu unterzeichnen sind. 

§ 21 Bekanntmachungen 

Bekanntmachungen erfolgen im amtlichen Mitteilungsblatt der 
Notarkammer Brandenburg. 

VI. Haushaltsführung 

§ 22 Haushaltsjahr 

Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 23 Haushaltsplan und Jahresrechnung 

(1) Der Vorstand legt der Kammerversammlung für jedes Haus­
haltsjahr einen Haushaltsplan und eine Jahresrechnung vor. Al­
le Einnahmen und Ausgaben müssen für jedes Rechnungsjahr ver­
anschlagt und in den Haushaltsplan eingesetzt werden. Der Haus­
haltsplan ist in Einnahmen und Ausgaben auszugleichen. Der 
Haushaltsplan wird von der Kammerversammlung festgestellt. 

(2) Der Vorstand erstattet der Versammlung jährlich Bericht über 
Stand und Verwaltung des Vermögens. 

§ 24 Prüfung 

(1) Die Jahresrechnung ist von zwei von der Kammerver­
sammlung zu bestellenden Kammermitgliedern zu prüfen. Die­
se sollen jeweils vor Ablauf des Haushaltsjahres bestellt werden, 
auf das sich die Prüfung erstreckt. 

(2) Der Prüfungsbericht ist der Kammerversammlung vorzu­
legen. Diese beschließt dann über die Entlastung des Vorstan-
des. 

§ 25 Genehmigung 

Die Satzung beziehungsweise Satzungsänderungen treten nach 
Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde einen Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Justizministerialblatt für das Land Bran­
denburg in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung in der Fassung 
vom 20. Juni 1998 an diesem Tag außer Kraft. 

Vorstehende Satzung der Notarkammer Brandenburg stimmt mit 
der am 1. Juni 2007 auf der ordentlichen Kammerversammlung 
beschlossenen, vom Aufsichtsorgan am 28. September 2007 mit 
der Maßgabe der mündlich am 26. September 2007 mitgeteil­
ten Änderungen genehmigt, wörtlich überein und wird hiermit 
ausgefertigt. 

Potsdam, den 23. Oktober 2007 

Böhmer

Präsident


Richtlinien für die Amtspflichten 
und sonstigen Pflichten der Mitglieder 

der Notarkammer Brandenburg 

I.	 Wahrung der Unabhängigkeit und Unparteilichkeit des 
Notars (§ 67 Abs. 2 Nr. 1 BNotO) 

II.	 Das nach § 14 Abs. 3 BNotO zu beachtende Verhalten 
(§ 67 Abs. 2 Nr. 2 BNotO) 

1.	 Gestaltung des Beurkundungsverfahrens 
2.	 Auslagerung geschäftswesentlicher Vereinbarungen 

III.	 Wahrung fremder Vermögensinteressen (§ 67 Abs. 2 Nr. 3 
BNotO) 

1.	 Anvertraute Vermögenswerte 
2.	 Anvertrautes Wissen 

IV. Pflicht zur persönlichen Amtsausübung (§ 67 Abs. 2 Nr. 4 
BNotO) 

1.	 Grundsatz der Pflicht zur persönlichen Amtsausübung 
2.	 Gestaltung der Beschäftigungsverhältnisse 
3.	 Vertretung im Amt 

V. Anforderungen bei zulässiger beruflicher Zusammenarbeit 
(§ 67 Abs. 2 Nr. 5 BNotO) 
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VI.	 Die Art der nach § 28 BNotO zu treffenden Vorkehrun­
gen (§ 67 Abs. 2 Nr. 6 BNotO) 

1.	 Maßnahmen zur Beachtung der Mitwirkungsverbote durch 
den Notar 

2.	 Maßnahmen zur Beachtung der Mitwirkungsverbote bei 
beruflicher Zusammenarbeit 

3.	 Lauterkeit des Gebührenverhaltens 

VII.	 Auftreten des Notars in der Öffentlichkeit und Werbung 
(§ 67 Abs. 2 Nr. 7 BNotO) 

1.	 Grundsätze 
2.	 Führung akademischer Grade und Titel, Hinweise auf wei­

tere Tätigkeiten und Mitgliedschaften 
3.	 Aufnahme in Verzeichnisse, Anzeigen 
4.	 Teilnahme an Medienaktionen und Bereithalten von Wer­

beinformation 
5.	 Geschäftspapiere, Urkundendeckblätter, Namensschilder 

VIII. Beschäftigung und Ausbildung der Mitarbeiter (§ 67 
Abs. 2 Nr. 8 BNotO) 

IX.	 Grundsätze zu Beurkundungen außerhalb der Geschäfts­
stelle und des Amtsbereichs (§ 67 Abs. 2 Nr. 9 BNotO) 

1.	 Urkundstätigkeit außerhalb des Amtsbereichs 
2.	 Amtstätigkeit außerhalb der Geschäftsstelle 

X.	 Fortbildung (§ 67 Abs. 2 Nr. 10 BNotO) 

XI.	 Besondere Berufspflichten im Verhältnis zu anderen No­
taren, zu Gerichten, Behörden, Rechtsanwälten und an­
deren Beratern seiner Auftraggeber (§ 67 Abs. 2 Nr. 11 
BNotO) 

1.	 Grundsätze der Kollegialität 
2.	 Übernahme von Akten und Büchern 
3.	 Übernahme von Mobiliar, Bibliothek, EDV 
4.	 Kollegiale Hilfe im Ausland und aus dem Ausland 

XII.	 Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

I.	 Wahrung der Unabhängigkeit und Unparteilichkeit 
des Notars (§ 67 Abs. 2 Nr. 1 BNotO) 

1.1	 Der Notar ist unparteiischer Rechtsberater und Betreuer 
sämtlicher Beteiligten. 

1.2	 Der Notar hat es abzulehnen, gegensätzliche Parteiinteres­
sen wahrzunehmen. Auch bei der Beratung und der Erstel­
lung von Entwürfen sowie Gutachten auf einseitigen Antrag 
hat der Notar seine Unparteilichkeit zu wahren. Dasselbe gilt 
für die gesetzlich zulässige Vertretung eines Beteiligten in 
Verfahren, insbesondere in Grundbuch- und Registersachen, 
in Erbscheinsverfahren, in Grunderwerbsteuer-, Erbschaft-
und Schenkungsteuerangelegenheiten sowie in Genehmi­
gungsverfahren vor Behörden und Gerichten. 

2.	 Durch weitere berufliche Tätigkeit sowie Nebentätigkei­
ten darf der Notar seine Unabhängigkeit und Unpartei­
lichkeit nicht gefährden. 

II.	 Das nach § 14 Abs. 3 BNotO zu beachtende Verhalten 
(§ 67 Abs. 2 Nr. 2 BNotO) 

1.	 Gestaltung des Beurkundungsverfahrens 

Der Notar hat das Beurkundungsverfahren so zu gestal­
ten, dass die vom Gesetz mit dem Beurkundungserfor­
dernis verfolgten Zwecke erreicht werden, insbesondere 
die Schutz- und Belehrungsfunktion gewahrt und der An­
schein der Abhängigkeit oder Parteilichkeit vermieden 
wird. Dies gilt insbesondere, wenn eine größere Zahl 
gleichartiger Rechtsgeschäfte beurkundet wird, an denen 
jeweils dieselbe Person beteiligt ist oder durch die sie 
wirtschaftliche Vorteile erwirbt. 

Dazu gehört auch, dass den Beteiligten Gelegenheit ein­
geräumt wird, sich mit dem Gegenstand der Beurkundung 
auseinanderzusetzen. Demgemäß sind in der Regel die 
nachgenannten Verfahrensweisen unzulässig, es sei denn, 
der in Satz 1 erwähnte Schutzzweck ist nicht gefährdet: 

a) 	 systematische Beurkundung mit vollmachtslosen Ver­
tretern; 

b)	 systematische Beurkundung mit bevollmächtigten Ver­
tretern, soweit nicht durch vorausgehende Beurkun­
dung mit dem Vollmachtgeber sichergestellt ist, dass 
dieser über den Inhalt des abzuschließenden Rechts­
geschäfts ausreichend belehrt werden könnte; 

c)	 systematische Beurkundung mit Mitarbeitern des No­
tars als Vertreter, ausgenommen Vollzugsgeschäfte 
und die unter Buchstabe b fallenden Sachverhalte; 
Gleiches gilt auch für Personen, mit denen sich der No­
tar zur gemeinsamen Berufsausübung verbunden hat 
oder mit denen er gemeinsame Geschäftsräume unter­
hält; 

d)	 systematische Aufspaltung von Verträgen in Angebot 
und Annahme; soweit die Aufspaltung aus sachlichen 
Gründen gerechtfertigt ist, soll das Angebot vom be­
lehrungsbedürftigeren Vertragsteil ausgehen; 

e)	 gleichzeitige Beurkundung von mehr als fünf Nieder­
schriften bei verschiedenen Beteiligten. 

2.	 Auslagerung geschäftswesentlicher Vereinbarungen 

Unzulässig ist auch die missbräuchliche Auslagerung ge­
schäftswesentlicher Vereinbarungen in Bezugsurkunden 
(§ 13a BeurkG). 

III.	 Wahrung fremder Vermögensinteressen (§ 67 Abs. 2 
Nr. 3 BNotO) 

1.	 Anvertraute Vermögenswerte 

1.1	 Der Notar hat ihm anvertraute Vermögenswerte mit be­
sonderer Sorgfalt zu behandeln und Treuhandaufträge 
sorgfältig auszuführen. 

1.2	 Der Notar darf nicht dulden, dass sein Amt zur Vortäu­
schung von Sicherheiten benutzt wird. Der Notar darf ins­
besondere Geld, Wertpapiere und Kostbarkeiten nicht zur 
Aufbewahrung oder zur Ablieferung an Dritte übernehmen, 
wenn der Eindruck von Sicherheiten entsteht, die durch 
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die Verwahrung nicht gewährt werden. Anlass für eine 
entsprechende Prüfung besteht insbesondere, wenn die 
Verwahrung nicht im Zusammenhang mit einer Beur­
kundung erfolgt. 

2.	 Anvertrautes Wissen 

Der Notar darf ihm beruflich anvertrautes Wissen nicht zu 
Lasten von Beteiligten zum eigenen Vorteil nutzen. 

IV. Pflicht zur persönlichen Amtsausübung (§ 67 Abs. 2 
Nr. 4 BNotO) 

1.	 Grundsatz der Pflicht zur persönlichen Amtsausübung 

1.1	 Der Notar hat sein Amt persönlich und eigenverantwort­
lich auszuüben. 

1.2	 Der Notar darf lediglich vorbereitende, begleitende und 
vollziehende Tätigkeiten delegieren. Es darf kein Zweifel 
daran entstehen, dass alle Tätigkeiten der Mitarbeiter vom 
Notar selbst verantwortet werden. Es soll den Beteiligten 
in jeder Phase des Verfahrens möglich sein, sich persön­
lich an den Notar zu wenden. 

2.	 Gestaltung der Beschäftigungsverhältnisse 

Der Notar ist verpflichtet, Beschäftigungsverhältnisse so 
zu gestalten, dass es zu keiner Beeinträchtigung oder Ge­
fährdung der persönlichen Amtsausübung kommt. 

3.	 Vertretung im Amt 

Vertretungen des Notars dürfen nicht dazu führen, dass der 
Umfang seiner Amtstätigkeit vergrößert wird. Die Vertre­
tung im Amt durch Mitarbeiter eines Notars ist unzulässig. 

V.	 Anforderungen bei zulässiger beruflicher Zusammen­
arbeit (§ 67 Abs. 2 Nr. 5 BNotO) 

1.	 Die Verbindung zur gemeinsamen Berufsausübung, sons­
tige Formen zulässiger beruflicher Zusammenarbeit sowie 
die gemeinsame Nutzung von Geschäftsräumen dürfen 
die persönliche, eigenverantwortliche und selbständige 
Amtsführung des Notars, seine Unabhängigkeit und Un­
parteilichkeit sowie das Recht auf freie Notarwahl nicht 
beeinträchtigen. 

2.	 Dies haben auch die Vereinbarungen zwischen den betei­
ligten Berufsangehörigen sowie Vereinbarungen anlässlich 
der Beendigung einer Zusammenarbeit zu gewährleisten, 
die jeweils schriftlich zu treffen sind (§ 27 Abs. 2 BNotO). 

VI.	 Die Art der nach § 28 BNotO zu treffenden Vorkeh­
rungen (§ 67 Abs. 2 Nr. 6 BNotO) 

1.	 Maßnahmen zur Beachtung der Mitwirkungsverbote 
durch den Notar 

1.1	 Als Vorkehrungen im Sinne des § 28 BNotO kommen 

insbesondere ein Beteiligtenverzeichnis oder eine sonsti­
ge zweckentsprechende Dokumentation in Betracht. 

1.2	 Vor Übernahme einer notariellen Amtstätigkeit hat sich der 
Notar in zumutbarer Weise zu vergewissern, dass Kolli­
sionsfälle im Sinne des § 3 Abs. 1 BeurkG nicht beste­
hen. Er hat auch für den Fall von Vertretungen dafür Sor­
ge zu tragen, dass sich der amtlich bestellte Vertreter in 
geeigneter Weise über etwaige Mitwirkungsverbote unter­
richten kann. 

2.	 Maßnahmen zur Beachtung der Mitwirkungsverbote 
bei beruflicher Zusammenarbeit 

Der Notar hat dafür Sorge zu tragen, dass eine zur Erfül­
lung der Verpflichtungen aus § 3 Abs. 1 BeurkG und § 14 
Abs. 5 BNotO erforderliche Offenbarungspflicht zum 
Gegenstand einer entsprechenden schriftlichen Vereinba­
rung gemacht wird, die der gemeinsamen Berufsausübung 
oder der Nutzung gemeinsamer Geschäftsräume zugrun­
de liegt. 

3.	 Lauterkeit des Gebührenverhaltens 

3.1	 Der Notar hat fällige Gebühren in angemessener Frist ein­
zufordern und sie bei Nichtzahlung im Regelfall beizu­
treiben. Ein Erlass von Gebühren ist nur nach den Richt­
linien der Ländernotarkasse zulässig. 

3.2	 Das Versprechen und Gewähren von Vorteilen im Zu­
sammenhang mit einem Amtsgeschäft sowie jede Betei­
ligung Dritter an den Gebühren ist unzulässig. 
Insbesondere ist es dem Notar verboten, 

a) dem Notar zustehende Gebühren zurückzuerstatten, 
b) Vermittlungsentgelte für Urkundsgeschäfte oder 
c) Entgelte für Urkundsentwürfe zu leisten oder 
d) zur Kompensation von Notargebühren Entgelte für 

Gutachten oder sonstige Leistungen Dritter zu ge­
währen, oder auf dem Notar aus anderer Tätigkeit zu­
stehende Gebühren zu verzichten. 

3.3	 Durch die Ausgestaltung der einer beruflichen Verbin­
dung zugrunde liegenden Vereinbarungen ist sicherzu­
stellen, dass die übrigen Mitglieder der beruflichen Ver­
bindung keine Vorteile gewähren, die der Notar gemäß 
Nummer 3.2 nicht gewähren darf. 

VII.	 Auftreten des Notars in der Öffentlichkeit und Werbung 
(§ 67 Abs. 2 Nr. 7 BNotO) 

1.	 Grundsätze 

1.1	 Der Notar darf über die Aufgaben, Befugnisse und Tä­
tigkeitsbereiche der Notare öffentlichkeitswirksam unter­
richten, insbesondere auch durch Veröffentlichungen, Vor­
träge und Äußerungen in den Medien. 

1.2	 Werbung ist dem Notar insoweit verboten, als sie Zwei­
fel an der Unabhängigkeit oder Unparteilichkeit des No­
tars zu wecken geeignet oder aus anderen Gründen mit sei­
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ner Stellung in der vorsorgenden Rechtspflege als Träger Auftraggeber zulässig und bedarf eines sachlichen Grun­
eines öffentlichen Amtes nicht vereinbart ist. des. 

1.3 Mit dem öffentlichen Amt des Notars unvereinbar ist ein 4.3 Der Notar darf in Internet-Domainnamen keine Begriffe 
Verhalten insbesondere, wenn verwenden, die eine gleichartige Beziehung zu anderen No­

taren aufweisen und nicht mit individualisierenden Zu-
a) es auf die Erteilung eines bestimmten Auftrags oder sätzen versehen sind. Dies gilt insbesondere für Internet-

Gewinnung eines bestimmten Auftraggebers gerich- Domainnamen, die notarbezogene Gattungsbegriffe ohne 
tet ist, individualisierenden Zusatz enthalten oder mit Bezeich­

b) es den Eindruck der Gewerblichkeit vermittelt, ins­ nungen von Gemeinden oder sonstigen geografischen 
besondere den Notar oder seine Dienste reklamehaft oder politischen Einheiten kombinieren, es sei denn, die 
herausstellt, angegebene Gemeinde oder Einheit liegt im Amtsbereich 

c) es eine wertende  Selbstdarstellung des Notars oder keines anderen Notars. 
seines Dienstes enthält, 

d) der Notar ohne besonderen Anlass allgemein an 5. Geschäftspapiere, Urkundendeckblätter, Namens-
Rechtsuchende herantritt, schilder 

e) es sich um irreführende Werbung handelt. 

1.4 Der Notar darf eine dem öffentlichen Amt widerspre­
5.1 Die Geschäftspapiere des Notars (Briefbögen, Umschlä­

ge, Rechnungen, Besuchskarten u. Ä.), die von ihm ver­
chende Werbung durch Dritte nicht dulden. wendeten Urkundendeckblätter und die von ihm ange­

brachten Namensschilder dürfen nicht den Eindruck der 
2. Führung akademischer Grade und Titel, Hinweise auf Gewerblichkeit oder amtswidrigen Werbung vermitteln 

weitere Tätigkeiten und Mitgliedschaften oder irreführend sein. 

2.1 Der Notar darf im Zusammenhang mit seiner Amtsbe­ 5.2 Auf Urkundendeckblättern dürfen nur der Name des Ur­
zeichnung akademische Grade, den Titel Justizrat und den kundsnotars (mit akademischen Graden und Titeln), sei-
Professorentitel führen. ne Amtsbezeichnung, seine Anschrift einschließlich Te­

lekommunikationsverbindungen und das Landeswappen 
2.2 Hinweise auf weitere Tätigkeiten im Sinne von § 8 Abs. 1, aufgeführt werden. 

3 und 4 BNotO und auf Ehrenämter sowie auf Mitglied­
schaften sind im Zusammenhang mit der Amtsausübung 5.3 Namensschilder aus dem Amt ausgeschiedener Notare 
unzulässig. müssen spätestens ein Jahr nach dem Ausscheiden entfernt 

werden. Der Notar, dem die Landesjustizverwaltung die 
3. Aufnahme in Verzeichnisse, Anzeigen Verwahrung der Bücher und Akten übertragen hat, darf 

längstens ein Jahr durch Schilder oder auf seinen Ge­
3.1 Der Notar darf nicht daran mitwirken oder es dulden, dass schäftspapieren auf den Amtsvorgänger hinweisen. Wird 

er in Verzeichnisse aufgenommen wird, die nur einer be­ anstelle des Notars zunächst ein Notariatsverwalter bestellt, 
schränkten Anzahl von örtlichen Notaren offen stehen. beginnt die Frist mit Beendigung der Notariatsverwal-
Für elektronische Veröffentlichungen gilt dies entspre­ tung. 
chend. 

5.4 Verlegt ein Notar an seinem Amtssitz seine Geschäfts­
3.2 Anzeigen des Notars dürfen nicht durch Art, Größe, Zahl, räume, so müssen das Namensschild und ein Hinweis auf 

Häufigkeit, Verbreitungsgebiet oder auf andere Weise der seine neue Geschäftsstelle nach Ablauf eines Jahres ent­
amtswidrigen Werbung dienen. fernt werden. Wird der Amtssitz eines Notars verlegt, so 

sind seine Namensschilder auf Verlangen des Amtsnach­
4. Teilnahme an Medienaktionen und Bereithalten von folgers unverzüglich, sonst spätestens nach einem Jahr zu 

Werbeinformation entfernen. Ein Hinweis auf den neuen Amtssitz ist nicht 
gestattet. Nummer 5.3 Satz 2 gilt entsprechend. 

4.1 Der Notar darf sich an Informationsveranstaltungen der 
Medien, bei denen er unmittelbar in Kontakt mit dem 
rechtsuchenden Publikum tritt, beteiligen. Eine Einzel- VIII. Beschäftigung und Ausbildung der Mitarbeiter (§ 67 
fallberatung hat zu unterbleiben. Der Notar hat die Re- Abs. 2 Nr. 8 BNotO) 
gelungen der Nummer 1 und 2 zu beachten. 

1. Der Notar hat die Beziehung zu seinen Mitarbeitern so zu 
4.2 Der Notar darf Broschüren, Faltblätter und sonstige In­ gestalten, dass seine Unabhängigkeit und Unparteilichkeit 

formationsmittel über seine Tätigkeit und zu den Aufga­ nicht gefährdet werden. 
ben und Befugnissen der Notare in der Geschäftsstelle 
bereithalten. Zulässig ist auch das Bereithalten dieser 2. Der Notar hat seinen Mitarbeitern neben fachspezifischen 
Informationen in Datennetzen und allgemein zugängli- Kenntnissen auch die berufsrechtlichen Grundsätze und 
chen Verzeichnissen. Die Verteilung oder Versendung von Besonderheiten zu vermitteln und für angemessene Ar-
Informationen ohne Aufforderung ist nur an bisherige beitsbedingungen zu sorgen. 
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IX.	 Grundsätze zu Beurkundungen außerhalb der Ge­
schäftsstelle und des Amtsbereichs (§ 67 Abs. 2 Nr. 9 
BNotO) 

1.	 Urkundstätigkeit außerhalb des Amtsbereichs 

1.1	 Der Notar soll seine Urkundstätigkeit (§§ 20 bis 22 
BNotO) nur innerhalb seines Amtsbereiches (§ 10a 
BNotO) ausüben, sofern nicht besondere berechtigte Inter­
essen der Rechtsuchenden ein Tätigwerden außerhalb des 
Amtsbereiches gebieten. Besondere berechtigte Interessen 
der Rechtsuchenden liegen insbesondere dann vor, wenn 

a)	 Gefahr im Verzuge ist; 
b)	 der Notar auf Erfordern einen Urkundsentwurf ge­

fertigt hat und sich danach aus unvorhersehbaren 
Gründen ergibt, dass die Beurkundung außerhalb des 
Amtsbereiches erfolgen muss; 

c)	 der Notar eine nach § 16 KostO zu behandelnde Ur­
kundstätigkeit vornimmt; 

d)	 in Einzelfällen eine besondere Vertrauensbeziehung 
zwischen Notar und Beteiligten, deren Bedeutung 
durch die Art der vorzunehmenden Amtstätigkeit unter­
strichen werden muss, dies rechtfertigt und es den Be­
teiligten unzumutbar ist, den Notar in seiner Ge­
schäftsstelle aufzusuchen. 

1.2	 Die Anzeige einer Urkundstätigkeit nach Nummer 1.1 ist 
der Notarkammer unverzüglich und unter Angabe von 
Gründen mitzuteilen. 

2.	 Amtstätigkeit außerhalb der Geschäftsstelle 

2.1	 Der Notar darf Amtsgeschäfte außerhalb der Geschäfts­
stelle vornehmen, wenn sachliche Gründe vorliegen. 

2.2	 Eine Amtstätigkeit außerhalb der Geschäftsstelle ist un­
zulässig, wenn dadurch der Anschein von amtswidriger 
Werbung, der Abhängigkeit oder der Parteilichkeit entsteht 
oder der Schutzzweck des Beurkundungserfordernisses 
gefährdet wird. 

X.	 Fortbildung (§ 67 Abs. 2 Nr. 10 BNotO) 

Der Notar hat die Pflicht, seine durch Ausbildung erwor­
bene Qualifikation in eigener Verantwortlichkeit zu erhal­
ten und durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass 
er den Anforderungen an die Qualität seiner Amtstätigkeit 
durch kontinuierliche Fortbildung gerecht wird. Auf An­
frage der Notarkammer ist der Notar verpflichtet, über die 
Erfüllung seiner Fortbildungspflicht zu berichten. 

XI.	 Besondere Berufspflichten im Verhältnis zu anderen 
Notaren, zu Gerichten, Behörden, Rechtsanwälten und 
anderen Beratern seiner Auftraggeber (§ 67 Abs. 2 
Nr. 11 BNotO) 

1.	 Grundsätze der Kollegialität 

1.1	 Der Notar hat sich kollegial zu verhalten und auf die be­
rechtigten Interessen der Kollegen die gebotene Rück­
sicht zu nehmen. 

1.2	 Notare haben bei Streitigkeiten untereinander eine gütli­
che Einigung zu versuchen. Bleibt dieser Versuch erfolg­
los, so sollen sie eine gütliche Einigung durch Vermittlung 
der Notarkammer versuchen, bevor die Aufsichtsbehörde 
oder ein Gericht angerufen wird. 

1.3	 Es gehört zu den Kollegialitätspflichten eines Notars, bei 
einer Inanspruchnahme aufgrund einer Amtspflichtver­
letzung eines ihm auf seinen Antrag oder von Amts wegen 
zum Vertreter bestellten Notarassessors auf einen Rück­
griff gegenüber dem Notarassessor zu verzichten, sofern 
diesem nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last 
fällt. Im gleichen Umfang ist der Notar verpflichtet, den 
Notarassessor bei einer unmittelbaren Inanspruchnahme 
freizustellen. Die zivilrechtliche Absicherung dieser Pflicht 
durch den Notar erfolgt durch Abgabe einer entspre­
chenden Erklärung gegenüber der Notarkammer nach de­
ren Muster. 

2.	 Übernahme von Akten und Büchern 

Ist das Amt eines Notars erloschen oder wird sein Amts­
sitz verlegt, so ist der Amtsinhaber, dem die Landesjus­
tizverwaltung  die Verwahrung der Bücher und Akten 
übertragen hat (§ 51 BNotO) dazu verpflichtet, die be­
gonnenen Amtsgeschäfte abzuwickeln. 

3.	 Übernahme von Mobiliar, Bibliothek, EDV 

3.1	 Ein Notar, dessen Amt erloschen ist, soll nach Mög­
lichkeit dem Notariatsverwalter für die Verwaltung das 
Mobiliar, die Bibliothek und die EDV (Hardware und 
Software) zu angemessenen Bedingungen zur Verfügung 
stellen. Dies gilt auch für die Amtsräume, soweit ihre 
Überlassung dem Notar ohne Verletzung seiner zivil­
rechtlichen Verpflichtungen Dritten gegenüber möglich 
ist. 

3.2	 Hat ein Notar, dessen Amt erloschen ist, oder dessen Amts­
sitz verlegt worden ist, seine Bücher und Akten auch 
mittels elektronischer Datenverarbeitung geführt, so ist 
er verpflichtet, dem Notariatsverwalter und dem Notar, 
dem die Landesjustizverwaltung die Verwahrung seiner 
Bücher und Akten übertragen hat (§ 51 BNotO), den Zu­
griff auf die gespeicherten Daten (Dateien) kostenlos zu 
ermöglichen. Die Weitergabe der Datenträger bezie­
hungsweise die Bereithaltung der Daten (Dateien) zur 
Übertragung auf ein anderes System hat ebenfalls unent­
geltlich zu erfolgen. Etwaige Kosten einer notwendigen 
Datenkonvertierung braucht der die Daten überlassende 
Notar nicht zu übernehmen. 

3.3	 Für einen vorläufig amtsenthobenen Notar gelten die 
Nummern 3.1 und 3.2 entsprechend. 

4.	 Kollegiale Hilfe im Ausland und aus dem Ausland 

Begibt sich der Notar nach Maßgabe des § 11a BNotO ins 
Ausland, unterstützt er einen im Ausland bestellten No­
tar oder nimmt er die kollegiale Hilfe eines im Ausland 
bestellten Notars in Anspruch, hat er seinen Kollegen in 
gebotenem Maß darauf hinzuweisen, welchen berufs­
rechtlichen Bestimmungen er selbst unterliegt. 
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XII.	 Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

1.	 Diese Richtlinien treten nach Genehmigung durch die 
Aufsichtsbehörde einen Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Justizministerialblatt für das Land Brandenburg in 
Kraft. 

2.	 Gleichzeitig treten die von der Kammerversammlung am 
12. Juni 1999 beschlossenen Richtlinien gemäß § 16 
Abs. 1 Nr. 5 der Satzung außer Kraft. 

Vorstehende Richtlinien der Notarkammer Brandenburg stimmen 
mit der am 1. Juni 2007 auf der ordentlichen Kammerver­
sammlung beschlossenen, vom Aufsichtsorgan am 28. Septem­
ber 2007 mit der Maßgabe der mündlich am 26. September 2007 
mitgeteilten Änderungen genehmigten, wörtlich überein und 
werden hiermit ausgefertigt. 

Potsdam, den 23. Oktober 2007 

Böhmer

Präsident


Personalnachrichten 

Ministerium der Justiz Ordentliche Gerichtsbarkeit 

Ruhestand: Staatsanwaltschaften 

Herr Regierungsdirektor Karsten Herda. Ernannt: 

z. StA.in: StA.in (Ri. a. Pr.) Kristine Sörström in Potsdam; 
z. JAmtsinsp.in: JHSekr.in Manuela Hoppe in Neuruppin; 
z. EJHWachtm.: JHWachtm. Stephan Pohlmann in Potsdam. 

Ausschreibungen 

Ministerium der Justiz 

Es wird Bewerbungen für die folgenden Stellen entgegengese­
hen: 

– bei der Staatsanwaltschaft Frankfurt (Oder) 

eine Stelle für eine Oberstaatsanwältin oder einen Ober­
staatsanwalt 
(Besoldungsgruppe R 2), 

– bei der Staatsanwaltschaft Cottbus 

drei Stellen für Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte 
(Besoldungsgruppe R 1), 

– bei der Staatsanwaltschaft Frankfurt (Oder) 

zwei Stellen für Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte 
(Besoldungsgruppe R 1). 

Da in diesem Bereich Frauen unterrepräsentiert sind, sind sie be­
sonders aufgefordert, sich zu bewerben. 

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei 
gleicher Eignung, Befähigung und Leistung bevorzugt berück­
sichtigt. 

Die Ausschreibung richtet sich ausschließlich an Bedienstete, die 
bereits im Justizdienst des Landes Brandenburg beschäftigt sind. 

Bewerbungen sind bis zum 15. Dezember 2007 auf dem Dienst­
weg an das Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg, 
Heinrich-Mann-Allee 107, 14473 Potsdam, zu richten. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen ihrer Bewerbung die 
Erklärung beifügen, dass sie mit einer Einsichtnahme in ihre Per­
sonalakten durch die Mitglieder des Gesamtstaatsanwaltsrates 
einverstanden sind. 
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